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Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG) 
 

 

Versicherungsnehmer :  

Versicherte Person : 

 

Sehr geehrte Kundin, 
sehr geehrter Kunde, 

in den Vertragsgrundlagen für die Einkommenssicherung wird auf Bestimmungen des Versicherungsver-
tragsgesetzes (VVG) Bezug genommen. Diese finden Sie nachstehend im vollen Wortlaut.

§ 8 
Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers 

(1) Der Versicherungsnehmer kann seine Vertrags-
erklärung innerhalb von zwei Wochen widerru-
fen. Der Widerruf ist in Textform gegenüber dem 
Versicherer zu erklären und muss keine Begrün-
dung enthalten; zur Fristwahrung genügt die 
rechtzeitige Absendung. 

(2)  Die Widerrufsfrist beginnt zu dem Zeitpunkt, zu 
dem folgende Unterlagen dem Versicherungs-
nehmer in Textform zugegangen sind: 
1. der Versicherungsschein und die Vertrags-

bestimmungen einschließlich der Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen sowie die 
weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 
und 2 und 

2. eine deutlich gestaltete Belehrung über das 
Widerrufsrecht und über die Rechtsfolgen 
des Widerrufs, die dem Versicherungs-
nehmer seine Rechte entsprechend den 
Erfordernissen des eingesetzten Kommuni-
kationsmittels deutlich macht und die den 
Namen und die Anschrift desjenigen, ge-
genüber dem der Widerruf zu erklären ist, 
sowie einen Hinweis auf den Fristbeginn 
und auf die Regelungen des Absatzes 1 
Satz 2 enthält. Die Belehrung genügt den 
Anforderungen des Satzes 1 Nr. 2, wenn 
das vom Bundesministerium der Justiz auf 
Grund einer Rechtsverordnung nach Ab-
satz 5 veröffentlichte Muster verwendet 
wird. Der Nachweis über den Zugang der 
Unterlagen nach Satz 1 obliegt dem Versi-
cherer. 

(3) Das Widerrufsrecht besteht nicht 
1. bei Versicherungsverträgen mit einer Lauf-

zeit von weniger als einem Monat, 
2. bei Versicherungsverträgen über vorläufige 

Deckung, es sei denn, es handelt sich um 
einen Fernabsatzvertrag im Sinn des § 
312b Abs. 1 und 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs, 

3. bei Versicherungsverträgen bei Pensions-
kassen, die auf arbeitsvertraglichen Rege-
lungen beruhen, es sei denn, es handelt 

sich um einen Fernabsatzvertrag im Sinn 
des § 312b Abs. 1 und 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, 

4. bei Versicherungsverträgen über ein Groß-
risiko im Sinn des Artikels 10 Abs. 1 Satz 2 
des Einführungsgesetzes zum Versiche-
rungsvertragsgesetz, 

Das Widerrufsrecht ist ausgeschlossen bei Ver-
sicherungsverträgen, die von beiden Vertrags-
parteien auf ausdrücklichen Wunsch des Versi-
cherungsnehmers vollständig erfüllt sind, bevor 
der Versicherungsnehmer sein Widerrufsrecht 
ausgeübt hat. 

(4)  Im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt die 
Widerrufsfrist abweichend von Absatz 2 Satz 1 
nicht vor Erfüllung auch der in § 312e Abs. 1 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs geregelten 
Pflichten. 

(5)  Das Bundesministerium der Justiz wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates Inhalt und Gestaltung der dem 
Versicherungsnehmer nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 
2 mitzuteilenden Belehrung über das Widerrufs-
recht festzulegen. 

§ 9 
Rechtsfolgen des Widerrufs 

Übt der Versicherungsnehmer das Widerrufsrecht nach 
§ 8 Abs. 1 aus, hat der Versicherer nur den auf die 
Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der 
Prämien zu erstatten, wenn der Versicherungsnehmer 
in der Belehrung nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 auf sein 
Widerrufsrecht, die Rechtsfolgen des Widerrufs und 
den zu zahlenden Betrag hingewiesen worden ist und 
zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor 
Ende der Widerrufsfrist beginnt; die Erstattungspflicht 
ist unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des 
Widerrufs zu erfüllen. Ist der in Satz 1 genannte Hin-
weis unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich die 
für das erste Jahr des Versicherungsschutzes gezahl-
ten Prämien zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versiche-
rungsvertrag in Anspruch genommen hat. 
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§ 11 
Verlängerung, Kündigung 

(1) Wird bei einem auf eine bestimmte Zeit einge-
gangenen Versicherungsverhältnis im Voraus ei-
ne Verlängerung für den Fall vereinbart, dass 
das Versicherungsverhältnis nicht vor Ablauf der 
Vertragszeit gekündigt wird, ist die Verlängerung 
unwirksam, soweit sie sich jeweils auf mehr als 
ein Jahr erstreckt. 

(2)  Ist ein Versicherungsverhältnis auf unbestimmte 
Zeit eingegangen, kann es von beiden Vertrags-
parteien nur für den Schluss der laufenden Ver-
sicherungsperiode gekündigt werden. Auf das 
Kündigungsrecht können sie einvernehmlich bis 
zur Dauer von zwei Jahren verzichten. 

(3)  Die Kündigungsfrist muss für beide Vertragspar-
teien gleich sein; sie darf nicht weniger als einen 
Monat und nicht mehr als drei Monate betragen. 

(4)  Ein Versicherungsvertrag, der für die Dauer von 
mehr als drei Jahren geschlossen worden ist, 
kann vom Versicherungsnehmer zum Schluss 
des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres 
unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten 
gekündigt werden. 

§ 12 
Versicherungsperiode 

Als Versicherungsperiode gilt, falls nicht die Prämie 
nach kürzeren Zeitabschnitten bemessen ist, der Zeit-
raum eines Jahres. 

§ 13 
Änderung von Anschrift und Name 

(1) Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung 
seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, 
genügt für eine dem Versicherungsnehmer ge-
genüber abzugebende Willenserklärung die Ab-
sendung eines eingeschriebenen Briefes an die 
letzte dem Versicherer bekannte Anschrift des 
Versicherungsnehmers. Die Erklärung gilt drei 
Tage nach der Absendung des Briefes als zuge-
gangen. Die Sätze 1 und 2 sind im Fall einer 
Namensänderung des Versicherungsnehmers 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung 
in seinem Gewerbebetrieb genommen, ist bei ei-
ner Verlegung der gewerblichen Niederlassung 
Absatz 1 Satz 1 und 2 entsprechend anzuwen-
den. 

§ 14 
Fälligkeit der Geldleistung 

(1) Geldleistungen des Versicherers sind fällig mit 
der Beendigung der zur Feststellung des Versi-
cherungsfalles und des Umfanges der Leistung 
des Versicherers notwendigen Erhebungen. 

(2) Sind diese Erhebungen nicht bis zum Ablauf 
eines Monats seit der Anzeige des Versiche-
rungsfalles beendet, kann der Versicherungs-
nehmer Abschlagszahlungen in Höhe des Be-

trags verlangen, den der Versicherer voraus-
sichtlich mindestens zu zahlen hat. Der Lauf der 
Frist ist gehemmt, solange die Erhebungen infol-
ge eines Verschuldens des Versicherungsneh-
mers nicht beendet werden können. 

(3) Eine Vereinbarung, durch die der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Zahlung von Verzugs-
zinsen befreit wird, ist unwirksam. 

§ 15 
Hemmung der Verjährung 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag beim 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung bis 
zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung 
des Versicherers dem Anspruchsteller in Textform 
zugeht. 

§ 19 
Anzeigepflicht 

(1) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe 
seiner Vertragserklärung die ihm bekannten Ge-
fahrumstände, die für den Entschluss des Versi-
cherers, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt 
zu schließen, erheblich sind und nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat, dem Versi-
cherer anzuzeigen. Stellt der Versicherer nach 
der Vertragserklärung des Versicherungsneh-
mers, aber vor Vertragsannahme Fragen im Sinn 
des Satzes 1, ist der Versicherungsnehmer auch 
insoweit zur Anzeige verpflichtet. 

(2)  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzei-
gepflicht nach Absatz 1, kann der Versicherer 
vom Vertrag zurücktreten. 

(3)  Das Rücktrittsrecht des Versicherers ist ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer die 
Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahr-
lässig verletzt hat. In diesem Fall hat der Versi-
cherer das Recht, den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat zu kündigen. 

(4)  Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht und 
sein Kündigungsrecht nach Absatz 3 Satz 2 sind 
ausgeschlossen, wenn er den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hät-
te. Die anderen Bedingungen werden auf Ver-
langen des Versicherers rückwirkend, bei einer 
vom Versicherungsnehmer nicht zu vertretenden 
Pflichtverletzung ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil. 

(5)  Dem Versicherer stehen die Rechte nach den 
Absätzen 2 bis 4 nur zu, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtver-
letzung hingewiesen hat. Die Rechte sind ausge-
schlossen, wenn der Versicherer den nicht ange-
zeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der 
Anzeige kannte. 

(6)  Erhöht sich im Fall des Absatzes 4 Satz 2 durch 
eine Vertragsänderung die Prämie um mehr als 
10 Prozent oder schließt der Versicherer die Ge-
fahrabsicherung für den nicht angezeigten Um-
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stand aus, kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung ei-
ner Frist kündigen. Der Versicherer hat den Ver-
sicherungsnehmer in der Mitteilung auf dieses 
Recht hinzuweisen. 

 

§ 20 
Vertreter des Versicherungsnehmers 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, sind bei der Anwendung 
des § 19 Abs. 1 bis 4 und des § 21 Abs. 2 Satz 2 so-
wie Abs. 3 Satz 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist 
des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist 
des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der 
Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die An-
zeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem 
Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

§ 21 
Ausübung der Rechte des Versicherers 

(1) Der Versicherer muss die ihm nach § 19 Abs. 2 
bis 4 zustehenden Rechte innerhalb eines Mo-
nats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt 
mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von 
der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von 
ihm geltend gemachte Recht begründet, Kennt-
nis erlangt. Der Versicherer hat bei der Aus-
übung seiner Rechte die Umstände anzugeben, 
auf die er seine Erklärung stützt; er darf nach-
träglich weitere Umstände zur Begründung sei-
ner Erklärung angeben, wenn für diese die Frist 
nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 

(2)  Im Fall eines Rücktrittes nach § 19 Abs. 2 nach 
Eintritt des Versicherungsfalles ist der Versiche-
rer nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, 
die Verletzung der Anzeigepflicht bezieht sich 
auf einen Umstand, der weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der 
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 
Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet. 

(3)  Die Rechte des Versicherers nach § 19 Abs. 2 
bis 4 erlöschen nach Ablauf von fünf Jahren 
nach Vertragsschluss. Hat der Versicherungs-
nehmer die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arg-
listig verletzt, beläuft sich die Frist auf zehn Jah-
re. 

§ 22 
Arglistige Täuschung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arg-
listiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 

 

 

§ 23 
Gefahrerhöhung 

(1) Der Versicherungsnehmer darf nach Abgabe 
seiner Vertragserklärung ohne Einwilligung des 
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen 
oder deren Vornahme durch einen Dritten gestat-
ten. 

(2) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, 
dass er ohne Einwilligung des Versicherers eine 
Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet 
hat, hat er die Gefahrerhöhung dem Versicherer 
unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Tritt nach Abgabe der Vertragserklärung des 
Versicherungsnehmers eine Gefahrerhöhung un-
abhängig von seinem Willen ein, hat er die Ge-
fahrerhöhung, nachdem er von ihr Kenntnis er-
langt hat, dem Versicherer unverzüglich anzu-
zeigen. 

§ 24 
Kündigung wegen Gefahrerhöhung 

(1) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Ver-
pflichtung nach § 23 Abs. 1, kann der Versiche-
rer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kün-
digen, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat 
die Verpflichtung weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt. Beruht die Verletzung auf ein-
facher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündi-
gen. 

(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 
Abs. 2 und 3 kann der Versicherer den Vertrag 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen. 

(3) Das Kündigungsrecht nach den Absätzen 1 und 
2 erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats 
ab der Kenntnis des Versicherers von der Erhö-
hung der Gefahr ausgeübt wird oder wenn der 
Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Ge-
fahrerhöhung bestanden hat. 

§ 25 
Prämienerhöhung wegen Gefahrerhöhung 

(1) Der Versicherer kann an Stelle einer Kündigung 
ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine sei-
nen Geschäftsgrundsätzen für diese höhere Ge-
fahr entsprechende Prämie verlangen oder die 
Absicherung der höheren Gefahr ausschließen. 
Für das Erlöschen dieses Rechtes gilt § 24 Abs. 
3 entsprechend. 

(2) Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrer-
höhung um mehr als 10 Prozent oder schließt 
der Versicherer die Absicherung der höheren 
Gefahr aus, kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung ei-
ner Frist kündigen. Der Versicherer hat den Ver-
sicherungsnehmer in der Mitteilung auf dieses 
Recht hinzuweisen. 
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§ 26 
Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

(1)  Tritt der Versicherungsfall nach einer Gefahrer-
höhung ein, ist der Versicherer nicht zur Leis-
tung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Verpflichtung nach § 23 Abs. 1 vorsätzlich 
verletzt hat. Im Fall einer grob fahrlässigen Ver-
letzung ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechen-
den Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt 
der Versicherungsnehmer. 

(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 
Abs. 2 und 3 ist der Versicherer nicht zur Leis-
tung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein-
tritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte 
zugegangen sein müssen, es sei denn, dem Ver-
sicherer war die Gefahrerhöhung zu diesem Zeit-
punkt bekannt. Er ist zur Leistung verpflichtet, 
wenn die Verletzung der Anzeigepflicht nach § 
23 Abs. 2 und 3 nicht auf Vorsatz beruht; im Fall 
einer grob fahrlässigen Verletzung gilt Absatz 1 
Satz 2. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 Satz 1 ist 
der Versicherer zur Leistung verpflichtet, 
1. soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich 

für den Eintritt des Versicherungsfalles o-
der den Umfang der Leistungspflicht war, 
oder 

2. wenn zur Zeit des Eintrittes des Versiche-
rungsfalles die Frist für die Kündigung des 
Versicherers abgelaufen und eine Kündi-
gung nicht erfolgt war. 

§ 27 
Unerhebliche Gefahrerhöhung 

Die §§ 23 bis 26 sind nicht anzuwenden, wenn nur 
eine unerhebliche Erhöhung der Gefahr vorliegt oder 
wenn nach den Umständen als vereinbart anzusehen 
ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert sein soll. 

§ 28 
Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit 

(1)  Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, 
die vom Versicherungsnehmer vor Eintritt des 
Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer 
zu erfüllen ist, kann der Versicherer den Vertrag 
innerhalb eines Monats, nachdem er von der 
Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen, es sei denn, die Verletzung 
beruht nicht auf Vorsatz oder auf grober Fahr-
lässigkeit. 

(2) Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei 
Verletzung einer vom Versicherungsnehmer zu 
erfüllenden vertraglichen Obliegenheit nicht zur 
Leistung verpflichtet ist, ist er nur leistungsfrei, 
wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit 
vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer grob fahr-
lässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Ver-
sicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; 

die Beweislast für das Nichtvorliegen einer gro-
ben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsneh-
mer. 

(3)  Abweichend von Absatz 2 ist der Versicherer zur 
Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch für 
die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist. Satz 1 gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Oblie-
genheit arglistig verletzt hat. 

(4)  Die vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit 
des Versicherers nach Absatz 2 hat bei Verlet-
zung einer nach Eintritt des Versicherungsfalles 
bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsoblie-
genheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer 
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-
teilung in Textform auf diese Rechtsfolge hinge-
wiesen hat. 

(5)  Eine Vereinbarung, nach welcher der Versiche-
rer bei Verletzung einer vertraglichen Obliegen-
heit zum Rücktritt berechtigt ist, ist unwirksam. 

§ 30 
Anzeige des Versicherungsfalles 

(1)  Der Versicherungsnehmer hat den Eintritt des 
Versicherungsfalles, nachdem er von ihm Kennt-
nis erlangt hat, dem Versicherer unverzüglich 
anzuzeigen. Steht das Recht auf die vertragliche 
Leistung des Versicherers einem Dritten zu, ist 
auch dieser zur Anzeige verpflichtet. 

(2)  Auf eine Vereinbarung, nach welcher der Versi-
cherer im Fall der Verletzung der Anzeigepflicht 
nach Absatz 1 Satz 1 nicht zur Leistung ver-
pflichtet ist, kann sich der Versicherer nicht be-
rufen, wenn er auf andere Weise vom Eintritt des 
Versicherungsfalles rechtzeitig Kenntnis erlangt 
hat. 

§ 31 
Auskunftspflicht des Versicherungsnehmers 

(1) Der Versicherer kann nach dem Eintritt des Ver-
sicherungsfalles verlangen, dass der Versiche-
rungsnehmer jede Auskunft erteilt, die zur Fest-
stellung des Versicherungsfalles oder des Um-
fanges der Leistungspflicht des Versicherers er-
forderlich ist. Belege kann der Versicherer inso-
weit verlangen, als deren Beschaffung dem Ver-
sicherungsnehmer billigerweise zugemutet wer-
den kann. 

(2)  Steht das Recht auf die vertragliche Leistung 
des Versicherers einem Dritten zu, hat auch die-
ser die Pflichten nach Absatz 1 zu erfüllen. 

§ 33 
Fälligkeit 

(1)  Der Versicherungsnehmer hat eine einmalige 
Prämie oder, wenn laufende Prämien vereinbart 
sind, die erste Prämie unverzüglich nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Zugang des Versiche-
rungsscheins zu zahlen. 
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(2) Ist die Prämie zuletzt vom Versicherer eingezo-
gen worden, ist der Versicherungsnehmer zur 
Übermittlung der Prämie erst verpflichtet, wenn 
er vom Versicherer hierzu in Textform aufgefor-
dert worden ist. 

§ 34 
Zahlung durch Dritte 

(1)  Der Versicherer muss fällige Prämien oder sons-
tige ihm auf Grund des Vertrags zustehende 
Zahlungen vom Versicherten bei einer Versiche-
rung für fremde Rechnung, von einem Bezugsbe-
rechtigten, der ein Recht auf die Leistung des 
Versicherers erworben hat, sowie von einem 
Pfandgläubiger auch dann annehmen, wenn er 
die Zahlung nach den Vorschriften des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs zurückweisen könnte. 

(2)  Ein Pfandrecht an der Versicherungsforderung 
kann auch wegen der Beträge einschließlich ih-
rer Zinsen geltend gemacht werden, die der 
Pfandgläubiger zur Zahlung von Prämien oder zu 
sonstigen dem Versicherer auf Grund des Ver-
trags zustehenden Zahlungen verwendet hat. 

§ 35 
Aufrechnung durch den Versicherer 

Der Versicherer kann eine fällige Prämienforderung 
oder eine andere ihm aus dem Vertrag zustehende 
fällige Forderung gegen eine Forderung aus der Versi-
cherung auch dann aufrechnen, wenn diese Forderung 
nicht dem Versicherungsnehmer, sondern einem Drit-
ten zusteht. 

§ 36 
Leistungsort 

(1)  Leistungsort für die Zahlung der Prämie ist der 
jeweilige Wohnsitz des Versicherungsnehmers. 
Der Versicherungsnehmer hat jedoch auf seine 
Gefahr und seine Kosten die Prämie dem Versi-
cherer zu übermitteln. 

(2)  Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung 
in seinem Gewerbebetrieb genommen, tritt, wenn 
er seine gewerbliche Niederlassung an einem 
anderen Ort hat, der Ort der Niederlassung an 
die Stelle des Wohnsitzes. 

§ 37 
Zahlungsverzug bei Erstprämie 

(1)  Wird die einmalige oder die erste Prämie nicht 
rechtzeitig gezahlt, ist der Versicherer, solange 
die Zahlung nicht bewirkt ist, zum Rücktritt vom 
Vertrag berechtigt, es sei denn, der Versiche-
rungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu ver-
treten. 

(2) Ist die einmalige oder die erste Prämie bei Ein-
tritt des Versicherungsfalles nicht gezahlt, ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, es sei 
denn, der Versicherungsnehmer hat die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten. Der Versicherer ist 
nur leistungsfrei, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
oder durch einen auffälligen Hinweis im Versi-

cherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nicht-
zahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat. 

§ 38 
Zahlungsverzug bei Folgeprämie 

(1)  Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, 
kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer 
auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist 
bestimmen, die mindestens zwei Wochen betra-
gen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, 
wenn sie die rückständigen Beträge der Prämie, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die 
Rechtsfolgen angibt, die nach den Absätzen 2 
und 3 mit dem Fristablauf verbunden sind; bei 
zusammengefassten Verträgen sind die Beträge 
jeweils getrennt anzugeben. 

(2) Tritt der Versicherungsfall nach Fristablauf ein 
und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt mit 
der Zahlung der Prämie oder der Zinsen oder 
Kosten in Verzug, ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet. 

(3) Der Versicherer kann nach Fristablauf den Ver-
trag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, sofern 
der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der 
geschuldeten Beträge in Verzug ist. Die Kündi-
gung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist 
so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf 
wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu 
diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist; 
hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der 
Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. Die Kündi-
gung wird unwirksam, wenn der Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Monats nach der Kündi-
gung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung 
verbunden worden ist, innerhalb eines Monats 
nach Fristablauf die Zahlung leistet; Absatz 2 
bleibt unberührt. 

§ 74 
Überversicherung 

(1)  Übersteigt die Versicherungssumme den Wert 
des versicherten Interesses (Versicherungswert) 
erheblich, kann jede Vertragspartei verlangen, 
dass die Versicherungssumme zur Beseitigung 
der Überversicherung unter verhältnismäßiger 
Minderung der Prämie mit sofortiger Wirkung 
herabgesetzt wird. 

(2)  Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag 
in der Absicht, sich aus der Überversicherung 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-
schaffen, ist der Vertrag nichtig; dem Versicherer 
steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt. 

§ 75 
Unterversicherung 

Ist die Versicherungssumme erheblich niedriger als 
der Versicherungswert zur Zeit des Eintrittes des Ver-
sicherungsfalles, ist der Versicherer nur verpflichtet, 
die Leistung nach dem Verhältnis der Versicherungs-
summe zu diesem Wert zu erbringen. 
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§ 76 
Taxe 

Der Versicherungswert kann durch Vereinbarung auf 
einen bestimmten Betrag (Taxe) festgesetzt werden. 
Die Taxe gilt auch als der Wert, den das versicherte 
Interesse bei Eintritt des Versicherungsfalles hat, es 
sei denn, sie übersteigt den wirklichen Versicherungs-
wert zu diesem Zeitpunkt erheblich. Ist die Versiche-
rungssumme niedriger als die Taxe, hat der Versiche-
rer, auch wenn die Taxe erheblich übersetzt ist, den 
Schaden nur nach dem Verhältnis der Versicherungs-
summe zur Taxe zu ersetzen. 

§ 82 
Abwendung und Minderung des Schadens 

(1) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des 
Versicherungsfalles nach Möglichkeit für die Ab-
wendung und Minderung des Schadens zu sor-
gen. 

(2) Der Versicherungsnehmer hat Weisungen des 
Versicherers, soweit für ihn zumutbar, zu befol-
gen sowie Weisungen einzuholen, wenn die Um-
stände dies gestatten. Erteilen mehrere an dem 
Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer un-
terschiedliche Weisungen, hat der Versiche-
rungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
handeln. 

(3) Bei Verletzung einer Obliegenheit nach den 
Absätzen 1 und 2 ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
nehmer die Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. 
Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem 
der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen ei-
ner groben Fahrlässigkeit trägt der Versiche-
rungsnehmer. 

(4) Abweichend von Absatz 3 ist der Versicherer zur 
Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der 
Obliegenheit weder für die Feststellung des Ver-
sicherungsfalles noch für die Feststellung oder 
den Umfang der Leistungspflicht ursächlich ist. 
Satz 1 gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

§ 83 
Aufwendungsersatz 

(1)  Der Versicherer hat Aufwendungen des Versi-
cherungsnehmers nach § 82 Abs. 1 und 2, auch 
wenn sie erfolglos bleiben, insoweit zu erstatten, 
als der Versicherungsnehmer sie den Umständen 
nach für geboten halten durfte. Der Versicherer 
hat den für die Aufwendungen erforderlichen Be-
trag auf Verlangen des Versicherungsnehmers 
vorzuschießen. 

(2) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu 
kürzen, kann er auch den Aufwendungsersatz 
nach Absatz 1 entsprechend kürzen. 

(3) Aufwendungen des Versicherungsnehmers, die 
er gemäß den Weisungen des Versicherers 

macht, sind auch insoweit zu erstatten, als sie 
zusammen mit der sonstigen Entschädigung die 
Versicherungssumme übersteigen. 

(4) Bei der Tierversicherung gehören die Kosten der 
Fütterung und der Pflege sowie die Kosten der 
tierärztlichen Untersuchung und Behandlung 
nicht zu den vom Versicherer nach den Absätzen 
1 bis 3 zu erstattenden Aufwendungen. 

§ 84 
Sachverständigenverfahren 

(1) Sollen nach dem Vertrag einzelne Vorausset-
zungen des Anspruchs aus der Versicherung o-
der die Höhe des Schadens durch Sachverstän-
dige festgestellt werden, ist die getroffene Fest-
stellung nicht verbindlich, wenn sie offenbar von 
der wirklichen Sachlage erheblich abweicht. Die 
Feststellung erfolgt in diesem Fall durch gericht-
liche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die 
Sachverständigen die Feststellung nicht treffen 
können oder wollen oder sie verzögern. 

(2) Sind nach dem Vertrag die Sachverständigen 
durch das Gericht zu ernennen, ist für die Er-
nennung das Amtsgericht zuständig, in dessen 
Bezirk der Schaden entstanden ist. Durch eine 
ausdrückliche Vereinbarung der Beteiligten kann 
die Zuständigkeit eines anderen Amtsgerichts 
begründet werden. Die Verfügung, durch die dem 
Antrag auf Ernennung der Sachverständigen 
stattgegeben wird, ist nicht anfechtbar. 

§ 92 
Kündigung nach Versicherungsfall 

(1) Nach dem Eintritt des Versicherungsfalles kann 
jede Vertragspartei das Versicherungsverhältnis 
kündigen. 

(2) Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Mo-
nats seit dem Abschluss der Verhandlungen über 
die Entschädigung zulässig. Der Versicherer hat 
eine Kündigungsfrist von einem Monat einzuhal-
ten. Der Versicherungsnehmer kann nicht für ei-
nen späteren Zeitpunkt als den Schluss der lau-
fenden Versicherungsperiode kündigen. 

(3) Bei der Hagelversicherung kann der Versicherer 
nur für den Schluss der Versicherungsperiode 
kündigen, in welcher der Versicherungsfall ein-
getreten ist. Kündigt der Versicherungsnehmer 
für einen früheren Zeitpunkt als den Schluss die-
ser Versicherungsperiode, steht dem Versicherer 
gleichwohl die Prämie für die laufende Versiche-
rungsperiode zu. 
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